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Juni2012 Begründung zum Entwurf 

den Bebauungsplan auch von 

einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nach dem 

Gesetz bedürfen. 
• Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 (6) Nr. 7b BauGB

genannten Schutzgüter.

1.4 

Die Stadt Schleswig liegt gern. des Landesentwicklungsplanes (LEP 2010) in einem Stadt­

und Umlandbereich im ländlichen Räumen und übernimmt nach der Verordnung zum zent­

ralörtlichen System, die Aufgaben und Funktionen eines Mittelzentrums. Mit dieser Funkti­

onszuweisung ist die Stadt Schleswig aus landesplanerischer Sicht aufgefordert, für die Ver­

flechtungsbereiche mehrerer Unterzentren oder ländlichen Zentralorte oder Stadtrandkerne 

oder für Teile von diesen differenzierte Versorgungsmöglichkeiten und Dienstleistungen zur 

Deckung des gehobenen, längerfristigen Bedarfs zu bieten und ein breit gefächertes Ar­

beitsplatz- und Ausbildungsangebot bereit zu stellen. 

Die stationäre Krankenversorgung soll durch ein abgestuftes System medizinisch leistungs­

fähiger Standorte sichergestellt werden. Die Zukunftssicherung der Krankenhaus-Versor­

gung der Bevölkerung und die Weiterentwicklung durch neue Versorgungsstrukturen mit 

medizinischen Versorgungszentren und Portalkliniken hat für die Landesregierung besonde­

re Priorität. 

Der Regionalplan für den Planungsraum V (Kreise Schleswig-Flensburg und Nordfriesland) 

stellt den Bereich als Bestandteil des baulich zusammenhängenden Siedlungsgebietes von 

Schleswig dar. Weiterhin befindet sich der Planbereich innerhalb eines Gebietes mit beson­

derer Bedeutung für den Grundwasserschutz. Die Niederung des Mühlenbaches ist als Ge­

biet mit besonderer Bedeutung für Natur und Landschaft dargestellt. Diese Darstellungen 

haben keine direkten Auswirkungen auf die städtischen und vorhabensbezogenen Pla­

nungsabsichten. 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Schleswig stellt das Plangebiet als Sondergebiet 

Fachklinik dar (ehern. Landeskrankenhaus). Insofern wird der vorhabenbezogene Bebau­

ungsplanes Nr. 9 gern. dem 'Entwicklungsgebot' nach § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächen­

nutzungsplan entwickelt. 

Der Landschaftsplan der Stadt Schleswig (1995) hebt das Plangebiet als besonderes in­

nerstädtisches Biotop hervor. Im Einzelnen werden die kleinparzelligen Buchenwälder, der 

alte Baumbestand und die kleinflächigen Ruderalstandorte im Park des Landeskrankenhau­

ses genannt. Für den Park sollte ein ökologisches Pflegekonzept aufgestellt werden. In der 

Planzeichnung zum Landschaftsplan ist der westlich Plangeltungsbereich als Grünfläche mit 

besonderem Baumbestand gekennzeichnet. Der Park ist Bestandteil einer innerstädtischen 

Grünachse, die dem Mühlenbach aus dem nördlichen Stadtgebiet bis zum Kälberteich folgt 

und mit dem Park des Landeskrankenhauses wichtige innerstädtische Biotope und Naherho­

lungsgebiete beinhaltet. 
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Zur Ordnung der städtebaulichen Entwicklung im Rahmen der baulichen und sonstigen Nut­
zung wird für das o.g. Plangebiet der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 9 aufgestellt. 
Er trifft innerhalb seines räumlichen Geltungsbereiches rechtsverbindliche Festsetzungen für 
die städtebauliche Entwicklung entsprechend den kommunalen Zielsetzungen. 

Die Aufstellung des„Bebauungsplanes wurde notwendig, um in dem Planbereich auf einer 
Gesamtfläche von ca. 3,2 ha eine den Funktionsbedürfnissen der Stadt Schleswig entspre­
chende bauliche Entwicklung zu ermöglichen. 

Die SCHLEI-Klinikum Schleswig GmbH plant innerhalb des Plangebietes den Neubau einer 
Schwerpunktklinik mit ca. 400 Betten. Der Gebäudekomplex soll das alte Schlei-Klinikum 
MLK Schleswig an der Moltkestraße ersetzen. 
Das bestehende SCHLEI-Klinikum MLK Schleswig (ehemals Martin-Luther-Krankenhaus, 
erbaut 1963-1969) ist als Schwerpunktkrankenhaus im aktuellen Krankenhausplan 2011 
2015 mit 371 vollstationären und 6 teilstationären Betten enthalten. Eingehende Voruntersu­
chungen der Bewilligungsbehörde mit eigenen Architekten sowie mit Unterstützung erfahre­
ner externer Krankenhausarchitekten führten zu dem einheitlichen Ergebnis, dass die seit 
Jahren dringend notwendige funktionelle Verbesserung und Erweiterung der Klinik zur Erzie­
lung eines zeitgemäßen Standards am vorhanden Standort weder aus baulicher noch aus 
medizinischer Sicht möglich ist. Das bestehende Gebäude bietet keine Möglichkeiten mo­
derne Strukturen und Prozesse umzusetzen. So ist es im jetzigen Gebäude nicht möglich, 
getrennte Intensivstationen zusammenzulegen und unwirtschaftliche Stationsgrö ßen den ak­
tuellen Erkenntnissen anzupassen. Die Patientenzimmer und die medizinisch genutzten 
Räumlichkeiten entsprechen nicht mehr den aktuellen Standard. 

Um die künftige Krankenhausversorgung in der SCHLEI-Region sicherzustellen, ist ein Er­
satzneubau für den somatischen Bereich zwingend notwendig. Mit Errichtung des Neubaus 
auf dem Gelände Stadtfeld/St. Jürgener Straße wäre gleichzeitig die direkte Anbindung an 
die psychiatrischen Bereiche gegeben. Die auf gleichem Gelände befindliche Erwachsenen­
psychiatrie sowie die dort mittelfristig geplante Unterbringung der Kinder- und Jugendpsy­
chiatrie aus Hesterberg führt zu einer Zusammenlegung aller Klinikbereiche an einem Stan­
dort mit den sich ergebenen medizinischen und baulichen Synergieeffekten. 

Nur ein Neubau ermöglicht es, die medizinisch erforderlichen Prozesse und Strukturen im In­
teresse einer qualitativ hochwertigen Versorgung der Patienten und Patientinnen umzuset­
zen. 

Insofern besteht ein dringendes öffentliches Interesse an der Umsetzung der vorliegenden 
Planung. 

2.2 Konkrete Planungsziele 

Das Bebauungsplangebiet wird überwiegend als Sondergebiet entsprechend § 11 Abs. 2 
BauNVO 'Klinikum' festgesetzt. 
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Die Hauptimmissionen an den Wohnhäusern werden durch die Parkplätze 
Störwirkung ist tatsächlich aber sehr gering. Die Geräuschbelastung durch den bereits vor­
handenen Verkehr auf der St. Jürgener Straße ist deutlich höher. 
Der Wirtschaftshof ist so gelegen, dass keine merklichen Immissionen an den Wohngebäu­
den auftreten. 

Bezüglich des Krankenhausgebäudes werden die Immissionsrichtwerte der TA Lärm zum 
Teil deutlich überschritten. 
Die Hauptimmissionen werden von den Parkplätzen (auf der Ostseite) und dem Wirtschafts­
hof (auf der Westseite) verursacht. Die Überschreitungen der Immissionsrichtwerte sind be­
triebsbedingt und durch technische oder organisatorische Maßnahmen nicht zu verhindern. 
Die Grenzwerte nach TA Lärm sind so niedrig, dass eine Einhaltung nur durch sehr große 
Entfernungen der Parkplätze und des Wirtschaftshofes von den Krankenhausgebäuden 
möglich wäre. Eine ähnliche Situation ist in fast allen Krankenhäusern gegeben. Den Zulas­
sungsbehörden ist das bekannt, die Überschreitungen der Grenzwerte der TA Lärm werden 
deshalb toleriert. 
Im Sinne der TA Lärm sind Beeinträchtigungen durch Lärm jedoch durch andere Maßnah­
men zu verhindern. Letztendlich ist der Innenpegel in den Bettenzimmern maßgeblich. Durch 
passive Maßnahmen (Schallschutzfenster, s. Entwurfsplanung zur Bauakustik) werden die 
Innenpegel soweit reduziert, dass keine unzumutbare Beeinträchtigung der Patienten statt­
findet. Die Lüftungsanlage in den Bettenzimmern ist zudem so ausgelegt, dass ein Öffnen 
oder Ankippen der Fenster nicht erforderlich ist, um einen ausreichenden Luftwechsel zu 
ermöglichen. 
Davon abgesehen sind die Pegel nicht wirklich hoch. Zumindest auf der Ostseite sind die 
Verkehrslärm-Pegel durch die vorhandene St. Jürgener Straße deutlich höher (ca. 60 bis 63 
dB(A)) als die Immissionen durch die neuen Parkplätze. Rein formal spielt das allerdings für 
die Anforderung nach TA Lärm keine Rolle, zur Beurteilung der tatsächlichen Störwirkung ist 
der Vergleich aber sinnvoll. 

Zusätzlicher Verkehrslärm (durch den Betrieb des Parkplatzes) auf öffentlichen Straßen ist 
getrennt von der Geräuschentwicklung des Parkplatzes selber zu betrachten. 
Die Pegel durch Verkehrslärm erhöhen sich durch den zusätzlichen Verkehr um weniger als 
3 dB (Ausgangsverkehr ist lauter als zusätzlicher Verkehr), eine Betrachtung ist nicht erfor­
derlich. 

3.7 Altlasten 

Altlasten sind der Stadt Schleswig innerhalb des Plangebietes derzeit nicht bekannt. 

3.8 Denkmalschutz 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich die einfachen Baudenkmale Nr. 11000, 11001 und 

11002. Hierbei handelt es sich um die Häuser 15, 16 und 17 des ehemaligen Landeskran­

kenhauses. Diese Gebäude müssen dem geplanten Neubau weichen. Die Abbruchgeneh­

migungen hierfür liegen bereits teilweise vor. 

Weiterhin steht die Parkanlage (im westlichen Teil des Plangebietes) gemäß § 5 Abs 2 

DSchG als (einfaches) Gartendenkmal unter Schutz. In der Planzeichnung ist das Garten-
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